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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


. 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 3. September 1862. 


Telegraphiſche Nachrichten. 
Wien, 2. Sept. Durch Handſchreiben des Kaiſers vom 30. v. M. 
iſt der Statthalter von Trieſt, Burger, zum Marineminiſter ernannt 
worden. Alle maritimen Gegenſtände, welche bisher dem Handelsmi⸗ 
niſterium unterſtanden, gehen an das Marineminiſterium über. Hier⸗ 
gegen iſt das Poſt⸗ und Telegraphenweſen dem Handelsminiſterium zu: 
gewieſen worden. 

St. Petersburg, 2. Sept. Das „Journal de St. Peters⸗ 
bourg“ dementirt die Nachricht, daß 70 türkiſche Gefangene durch die 
Montenegriner hingerichtet worden ſeien. Das Journal eröffnet eine 
Subſkription zu Gunſten der Letzteren. 

Der Baarvorrath der Bank hat ſeit dem 13. Auguſt um ſieben 
Millionen abgenommen. 

Warſchau, 1. Sept. Der Großfürſt Nicolai Konſtantinowitſch 
und die Großfürſtin Kataryna Michalowna mit ihrem Gemahl, dem 
Fürſten Georg von Mecklenburg⸗Strelitz, und der griechiſche Geſandte 
Baron Sina ſind geſtern aus Petersburg hier eingetroffen. 

Mailand, 1. Sept. Geſtern wiederholten ſich die tumultuariſchen Zu: 
ſammenrottungen. Den Truppen und Nationalgarden gelang es, die Tu⸗ 
multuanten zu zerſtreuen; eine Perſon wurde verwundet. 

Der „Discuſſione“ zufolge werden alle Garibaldianer nach Spezzia ab⸗ 
geführt werden. Die Verwundung Garibaldis am Fuße iſt eine ſchwere, 
doch keine gefährliche. 


rr 


Preuß e n. 
Landtags: Verhandlungen. 

43. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (2. Sept.). 

Präs. Grabow eröffnet die Sitzung um 9% Uhr. Am Miniſtertiſch 
der Juſtizminiſter Graf zur Lippe und zwei Regierungs⸗Commiſſarien. 
Mehrere Urlaubsgeſuche werden bewilligt. Abg. Buſchmann hat ſeine Man⸗ 
datsniederlegung angezeigt. Man bemerkt das Wiedererſcheinen der Abgg. 
Simſon und v. Sänger. Auch der Abg. Waldeck iſt wieder anweſend. 
Vor Eintritt in die Tagesordnung ergreift der Abg. Dr. Virchow das 
Wort zur Berichtigung der von dem Cultusminiſter gegebenen Berichtigung 
ſeiner Angaben über die den DDr. Borchardt und Samuelſohn entzogenen 
Beſugniß zur Ausübung der ärztlichen Praxis. Erſterer habe bereits in den 
Zeitungen die Darſtellung des Miniſters rectifieirt. Dr. Samuelſohn ſei 
wegen Verletzung der Chrfurcht gegen die Perſon des Königs zu vier Mo⸗ 
naten Gefängniß verurtheilt und dieſem Urtheile von dem Obertribunal noch 
Verluſt der Nationalkokarde und wegen öffentlicher Behauptung falſcher That⸗ 
ſachen noch zwei Monate Gefängniß und Entziehung feines Amtes als Stadt: 
verordneter hinzugefügt, auf Entziehung der ärztlichen Praxis ſei aber nicht 
erkannt worden. Im Verwaltungswege durch Unterſagung der Ausübung 
der ärztlichen Praxis gemaßregelt, habe er die Rehabilitation nachgeſucht. 
Die ſolche gewährende Kabinetsordre ſei auf dem Landrathsamte zurückge⸗ 
balten und fpäter wieder aufgehoben worden. So ſei auch Dr. Samuelſohn 
ur Auswanderung und zum Practiciren im Auslande gezwungen, ſeine 
Rehabilitation aber ohne ſein Wiſſen von ſeinen Verwandten nachgeſucht 
und erſt im Jahre 1859 ertheilt worden. 

Der Juſtizminiſter: In Abweſenheit des Cultusminiſters wolle er 
auf dieſe Bemerkungen erwidern: Der Cultusminiſter habe behauptet, 
Dr, Samuelſohn ſei rehabilitirt worden, das habe der Abg. Virchow zuge: 
geben; wenn nun jener nicht practicire und von feinem Rechte nicht Gebrauch 
mache, ſo ſei das ſeine Sache, aber nicht Sache der Regierung. Auf Ent⸗ 
ziehung der ärztlichen Praxis habe übrigens nach der früheren 3 

ar nicht erkannt werden können, dieſelbe ſei ordnungsmäßig im Verwal⸗ 
tungswege erfolgt. Die geſetzlichen Beſtimmungen, die Gewerbe⸗Ordnung ſei 
angewendet worden, das könne nicht „maßregeln“ genannt werden. 

Abg. Dr. Virchow: Er habe ſchon neulich die Paragraphen der Ge⸗ 
werbe⸗Ordnung citirt, auf welche man ſich allenfalls hätte berufen können, 
und dargethan, daß dieſelben auf die in Rede ſtehenden Fälle nicht anzu⸗ 
wenden ſeien. 

63 wird in die Tagesordnung eingetreten. Auf derſelbeu ſteht zunächſt 
die Fortſetzung der Berathung des vierten Berichts der Juſtizeommiſſion 
über Petitionen. Der Gymnaſtallehrer Dr. Berthold und Genoſſen bitten: 
das Haus wolle auf die Beihränfung der Militärgerichtsbarteit auf rein 
militäriſche Vergehen bei der königl. Staats⸗Regierung hinwirken. Die 
Commiſſion empfiehlt Ueberweiſung der Petition an die Staats⸗Regierung 
zur Berückſichtigung. Abg. Graf Bethuſy⸗Huc gegen den Commiſſions⸗ 
Antrag: Bereits abgethane Dinge würden durch Petitionen immer wieder 
von Neuem angeregt, neulich die Wahlerlaſſe, heute die Militärgerichtsbar⸗ 
keit. Die Petenten behaupteten in Bezug auf den Militärgerichtsſtand Ver⸗ 
faſſungswidrigkeiten; er könne aus der betreffenden Beſtimmung der Ver⸗ 
faſſungs⸗Urkunde eine Verpflichtung der Regierung zur Regelung des Mili 
tärgerichtsſtandes nicht deduciren. Unter großer Unruhe im Haufe ſucht 
der Redner die in der Petition vorgebrachten Gründe zu widerlegen und be⸗ 
hanptet, daß gerade, weil wir ein Volksheer hätten, eine Rechtsungleichheit 
in der Militärgeſetzgebung nicht 1 70 Aus der Seltenheit der militäriſchen 
Exceſſe ſolgert der Redner den wohlthuenden Einfluß der militäriſchen Dis⸗ 
ciplin und Geſetze. Sollte das Zerwürfniß zwiſchen Militär und Civil zu⸗ 
gegeben werden müſſen, jo entſtehe die Frage, ob durch die Abschaffung der 
Militärgerichtsbarkeit dem Uebelſtande abgeholfen werden könne. Er be: 
zweifle dies; wo wolle man im Kriege 3. B. die 8 Richter finden, 
welche das Urtheil zu ſprechen hätten? (Von der Rede dringen nur abge⸗ 
brochene Sätze zur Journaliſtentribüne, die über dem noch von den im Hauſe 
ſtattfindenden Privatgeſprächen übertönt werden, ſo daß der Präſident die 
Glocke gebrauchen muß, um dem Redner Ruhe zu verſchaffen.) Die Beiſpiele 
fremder Armeen drängen nicht durch, denn er denke, daß Niemand die eng⸗ 
liſche Landarmee mit ihren Stodprügeln und den käuflichen Offizierſtellen 
mit der preußischen Armee vergleichen wolle. Es liege im Intereſſe des 
Staats, die Einheit der Armee zu erhalten, denn nur dadurch begründe 
Preußen ſeine Führung Deutſchlands. Erhalte man auf der einen Seite 
den Rechtsſtaat, auf der andern Seite das auf hiſtoriſchen Grundlagen be: 
ruhende Volksheer. q 

Abg. Tweſten für den Commiſſionsantrag: Nach den Erklärungen, die 
der Juſtizminiſter bei der früheren Debatte gegeben, ſei eine Aenderung 
kaum zu erwarten. Es handle ſich hier nicht um eine Forderung, die von 
der Revolution oder der Demokratie auf die Tagesordnung geiet fei, ſon⸗ 
dern die ſeit 1808 auf derſelben ſtehe. Die Militärgerichtsbarkeit ſtehe im 
Widerſpruch mit vielen Beſtimmungen der Verſaſſung, welche in § 37 eben 
ſo wie das Geſetz vom 2. Januar 1849 im 8 10 ein beſonderes Geſetz für 
die militäxiſche Strafgerichtsbarkeit zuſage. Das Verfahren ſei ganz außer⸗ 
gewöhnlich schlecht, ein Inguiſitionsverfahren unerhörter Art, über deſſen 
mittelalterliche Mängel aufrichtig guter Wille nicht binmeghelfen könne. 
Zwar ſei auch unſer Civilverfahren, in welchem die Anklage und die Unter⸗ 
ſuchungsmarime noch im ungelöften Widerſpruch liege, erſt in der Entwicke⸗ 
lung begriffen, wenn man aber hier im Jahre 1846 einen — — gemacht, 
jo müſſe man auch bei der Militärgerichtsbarkeit einen Anfang machen. 
Man könne nicht einwenden, daß die Grenze zwiſchen militäriſchen und Civil⸗ 
Vergehen ſchwer vu ziehen fei, die criminaliſtiſche Theorie würde darüber 
unſchwer hinwegbelfen. Das militäriſche Verfahren ſei durchaus nicht immer 
kürzer, als das Civilverfahren: der Prozeß Sobbe⸗Putzki habe doch ziemlich 
lange gedauert. — Die Theorie, den Offizier in jeder Weiſe den Gerichten 
zu entziehen, ſei veraltet mit der alten Zeit. Graf Schwerin habe in dieſem 
Haufe vor einiger Zeit gejagt: „die Zeit des Polizeiftants iſt vorüber“, er 
ſage: „die Zeit des Militärſtaats iſt vorüber!“ 

Der Rechtsſtaat müſſe an deſſen Stelle treten. Eine Aenderung der 
Militärgerichtsbarkeit könne ſehr wohl eintreten ohne Schaden für irgend 
etwas, namentlich ohne Schaden für die Armee. Als Graf Schwerin, bei 
Gelegenheit der greifswalder Vorfälle dem Haufe verſprochen, er werde Mit: 
theilungen über das Reſultat der militäriſchen Unterſuchungen machen, ſei 
er von den „militäriſchen Blättern“ geradezu verhöhnt worden; er wiſſe 


nicht, ob dem Grafen Schwerin dieſes Reſultat vekannt geworden, im Publi⸗ 
| kum habe man nichts davon erfahren. Man beſchwere ſich über ungerecht: 


fertigte Angriffe der Zeitungen mit Unrecht. Von Gleichheit der Behand⸗ 
lung in civilgerichtlichen und militäriſchen Unterſuchungen und Vergehen 
könne nicht die Rede ſein. Einen Civiliſten, der wegen Todtſchlags in 
Unterſuchung, würde man wohl nicht in ein offenes Zimmer ſperren. Er 
erinnere an die Verfügung eines Oberſten in Görlitz, wegen Gebrauchs der 
Waffen, welcher die Reibungen noch geſteigert habe, an den Fall, daß ein 
Portier von einem Offizier verwundet worden, der ſich mit demſelben abge⸗ 
funden habe und gegen den nicht eingeſchritten ſei, während wenn ein Civi⸗ 
lift der Verbrecher, der Staats⸗Anwalt ex officio eingeſchritten wäre. Der 
General v. Falkenſtein würde kein Gefecht mit der Polizei eröffnet haben, 
wenn er nicht eben Militär: fondern ein anderer Beamter wäre. In all 
dieſen Fällen ſeien die Angriffe der öffentlichen Blätter irgendwie begründet, 
und die militäriſchen Blätter vertheidigten dagegen vielmehr, als ſich verthei⸗ 
digen laſſe. Das Volk habe ein Recht zu verlangen. daß die Thätig⸗ 
keit der Militärgerichte nicht hinter verſchloſſenen Thüren begraben werde. 
Wenn in neuerer Zeit wegen Veröffentlichung von Schriſtſtücken und angeb⸗ 
licher Verletzung der Amtsverſchwiegenheit eingeſchritten, ſei das immer von 
Militärbehörden geſcheben. Er erinnere an den v. d. Heydt'ſchen Brief, 
an das Verfahren gegen die „Danziger Zeitung“, an den ganz exorbitanten 
Fall des Redacteurs der „Inſterburger Zeitung“. Und doch handle es ſich 
in dieſem Falle um einen Erlaß, den ſeines Erachtens der Kriegsminiſter 
ſelbſt mißbilligen müſſe. Der Kriegsminiſter habe eine ganz begründete Ver⸗ 
fügung erlaſſen, daß auf die Sehkraft der Aſpiranten Rückſicht genommen 
werden ſolle. a 

Der Diviſions⸗Commandeur habe dieſe Gelegenbeit benutzt, um junge 
Leute von niedriger Herkunft auszuſchließen. Im Jahre 1822 ſei in einem 
ähnlichen Falle ein Zeuge 6 Wochen eingeſperrt, dann habe der Kriegsmi⸗ 
niſter den Juſtizminiſter gefragt, ob die Haft noch fortgeſetzt werden dürfe; 
dieſer habe geantwortet: „noch etwa 14 Tage;“ das ſei geſcheben, und dann 
ſei die Sache ausgeweſen und der Zeuge enilaſſen worden. Es ſei nicht das 
Intereſſe einer Partei, ſondern das Intereſſe aller Parteien, daß das Ver⸗ 
hältniß zwiſchen Militär und Civil verkrauensvoller werde, und dazu betrachte 
er es als ein ſehr weſentliches Mittel, wenn auch der Offizier unter das ge⸗ 
meine Recht des Landes geſtellt werde. Um dieſen Zweck zu erreichen, müſſe 
man die Sache immer und immer wieder zur Sprache bringen, und deshalb 
empfehle er die Petition der Regierung zur Berückſichtigung zu überweiſen 

Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Sowohl bei der früheren Interpellation 
als jetzt würden zweierlei Angriffe gemacht, einmal gegen den Militärge⸗ 
richts ſtan d und zweitens gegen das Verfahren bei den Militärgerichten. 
Was den erſten Punkt betreffe, ſo conſtatire Art. 37 der Verf.⸗Urk., daß ein 
beſonderer Militärgerichtsſtand beſtehen ſolle, wenn auch eine Reform des⸗ 
ſelben durch Geſetz in Ausſicht genommen ſei. In Bezug auf das Verfah⸗ 
ren bei den Militärgerichten ſei die Reviſion mit einer Reviſion des allge⸗ 
meinen Strafverfahrens beſchäftigt, und dabei werde auch auf das militäriſche 
Strafverfahren zurückgegangen werden müſſen. In ſofern ſei er mit dem 
Commiſſions⸗Antrage einverſtanden, denn er verkenne nicht, daß das mili⸗ 
täriſche Strafverfahren der Verbeſſerung fähig ſei. Das Militär ſtehe eben⸗ 
falls unter dem allgemeinem Strafgeſetz. Er glaube, daß alſo in gewiſſer 
Beziehung eine Reviſion des Militär⸗Strafverfahrens in Ausſicht geſtellt 
werden könne, und inſofern habe er gegen den Commiſſions⸗Antrag nichts 
einzuwenden. 

Der Com miſſar des Kriegs min iſteriums: Abg. Tweſten habe 
aus verſchiedenen traurigen Vorfällen Veranlaſſung genommen, Gründe ge⸗ 
gen die Militärgerichtsbarkeit herzuleiten. Was die einzelnen von ihm an⸗ 
geführten Fälle anlange, jo ſhabe hinſichtlich der greifswalder Vorfälle das 
Erkenntniß kürzlich die königliche Beſtätigung erhalten. Die Verzögerung 
falle nicht der Militärbehörve zur Laſt; fie ſei hervorgerufen, weil einer der 
Hauptbetheiligten, der damals commandirende Offizier, in ausländiſche 
Dienſte ag ſei (hört, hört!). In dem viel erwähnten Falle Sobbe⸗ 
Putzki ſei das Verfahren von Sr. Maj. dem Könige reprobirt und der Fe⸗ 


ſtungscommandant penſionirt worden, weil die Behandlung der Haft mit] S 


den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen nicht in Einklang geſtanden. In 
Betreff des görlitzer Falles ſei dem Kriegsminiſterium von einem Befehl, 
der den Seldaten den Gebrauch der Waffe anbefehle, nichts bekannt; hin⸗ 
ſichtlich des frankfurter Falles ſchwebten die Verhandlungen noch. Was end: 
lich den Fall anlange, in welchem der Portier eines hieſigen Gaſthauſes von 
einem Offizier verlegt worden ſei, jo habe der Gouverneur von Berlin aller⸗ 
dings ex ollicio die Unterſuchung angeordnet, und bei der Vernehmung des 
angeblichen Damnificaten habe derſelbe erklärt, daß ihm von einer Verletzung 
nichts bekannt ſei (Verwunderung). Es ſei möglich, daß der Offizier ſich 
mit ihm abgefunden habe, allein das komme auch hei Civiliſten vor. Was 
nun die angezogenen Fälle wegen Verletzung der Amtsverſchwiegenheit be⸗ 
treffe, ſo wäre den anderen Reſſorts nur Glück zu wünſchen, wenn bei ihnen 
dergleichen nicht vorkomme, jedenfalls ſei die Behörde verpflichtet, hier auf 
den Grund zu gehen. Ueber die Häufigkeit der ae wolle er doch 
einige ſtatiſtiſche Mittheilungen machen. Die gewöhnlichiten Vergehen, welche 
vorgekommen, ſeien: Verletzung der Ehre, Körperverletzung, Vermögensbe⸗ 
ſchädigung, Vergehen gegen die öffentliche Ordnung. Derartige Vergehen 
kämen auch im Civilſtande ſehr häufig vor. 

Nach einer Zuſammenſtellung des Juſtizminiſters ſeien im Jahre 1861 
zur Cognition der Civilbehörden 39,082 derartige Fälle gekommen. 1 
man hier das Quantum ab, welches erfahrungsmäßig auf die Frauen falle, 
fo kämen auf 1000 Männer über 17 Jahren 5% Fälle; zur Kenntniß der 
Militärbehörde ſeien in demſelben Jahre 223 Fälle gekommen; dies gebe 
auf 1000 Soldaten 1% ſolcher Vergeben (Heiterkeit). Er glaube, wenn man 
auch die ſtrengere Conkrole beim Militär berüdfichtige, daß dieſe Zahlen doch 
einen nicht ungünſtigen Rückſchluß auf die Militärverhältniſſe zulaſſen. Die 
Staatsregierung beklage die vorgekommenen Fälle, und werde mit allen 
Mitteln dieſe Exceſſe auf das zuläſſige Minimum zurückzuführen 
n das Militär auch ferner eine Schule des Gehorſams für das 

olk bleibe. 

Abg. Reichenſperger (Beckum): Er könne dem Commiſſions⸗Antrage 
nicht in ſeinem ganzen Umfange beitreten. Standes⸗Genoſſen⸗Gerichte ſanctio⸗ 
nire das Geſetz in vielen anderen Fällen; er erinnere an Geſchwornen⸗, 
Handels⸗ und Univerſitätsgerichte. Er ſei alſo nicht gegen die Militärge⸗ 
richte als ſolche. Dagegen ſei er allerdings gegen das Verfahren derſel⸗ 
ben, welches dringend der Reform bedürfe. Wenn man aber damit warten 
wolle, bis die allgemeine, vom Juſtizminiſter in Ausſicht geſtellte Reviſion 
des Strafverfahrens vollendet jei, würde man wohl etwas lange warten 
müſſen. Er ſei das Militärſtrafgeſetzbuch durchgegangen, und ſei der Mei⸗ 
nung, daß kaum ein Paragraph den jetzigen Zuſtänden entſpreche. Er ver⸗ 
weiſe zum Zeugniß deſſen auf die 88 106, 108, 132, wahre Abnormitäten 
ſtrafrechtlicher Grundſätze, auf die 5 142 und 153, welche im kraſſeſten 
Widerſpruch ſtänden mit allen geſunden Prinzipien des Strafverfahrens. 
Deshalb thue ein ganz neues Strafverfahren für das Militär noth. 

An den Uebertreibungen publiziſtiſcher Blätter ſei die Regierung ſelbſt 
mitſchuldig, weil ſie die Reſultate der dag nicht veröffentlicht habe, 
und deren Dauer wenigſtens auf eine beſondere chnelligleit des Verfahrens 
nicht hindeute. Bei der Reviſion des Verfahrens ſei die Abſtimmung nach 
Klaſſen, ſtatt nach Köpfen zu beſeitigen, That⸗ und Rechtsfragen zu trennen 
u. ſ. w. Er hoffe, daß dieſe Anführungen bei der Reviſion berückſichtigt 
würden, und empfehle den Verbeſſerungsantrag: „die Petition der k. Staats⸗ 
regierung in der Erwartung zur Berückſichtigung zu überweifen, daß fie bal⸗ 
digſt ein Geſetz zum Zweck der anderweitigen Regelung der Militärgerichts⸗ 
barkeit vorlegen werde.“ 2 

Abg. Haake ſpricht für den Commiſſions⸗Antrag, bleibt jedoch auf der 
Journaliſten⸗Tribüne völlig unverständlich; faſt ebenſo Abg. v. Bonin 
er der den Urſprung der Kluft 1 Volk und Militär darin zu 

nden meint, daß die demokratiſchen Blätter unſer Heer „ein Söldnerheer“ 
nennen. Daſſelbe ſtehe, Gott ſei Dank, noch nicht auf der Höhe, ſich der 
ſogenannten Fortſchrittspartei anzuschließen. „Gott bewahre uns vor einem 
Volksheer wie das amerikaniſche Heer und Garibaldiſche Freiſchaaren, und 
erhalte uns unſer königliches Heer!“ 

Abg. Frech für den Commiſſionsantrag: er wolle nur bemerken, daß 
nicht durch königliche Verordnung und Kabinetsordre, ſondern nur durch 
Geſetz verfaſſungsmäßige Aenderungen in der Militärgerichtsbarkeit und dem 
Miltar Strafgeſetzbuch ſtattfinden könnten, und damit die Kabinetsordre vom 
7. Juli 1862, welche das Militär⸗Strafgeſetzbuch ändere, nicht im Einklang 
ſtehe. — Der Schluß der Debatte wird beantragt und abgelehnt. 


Abg. Bleibtreu: Zur Illuſtration der Debatte wolle er nur eine Anek⸗ 
dote mittheilen, deren Wahrheit er verbürgen konne: Zur Zeit der napoleo⸗ 
niſchen Kriege habe ein franzöſiſcher Oberſt in einem rheiniſchen Dorfe ſich 
gegen den Pfarrer, ſeinen Wirth, Ungebührlichkeiten erlaubt, und diefer, nach⸗ 
dem er ſeine Schärpe als Maire angelegt, ihn ohne Weiteres verhaftet. Der 
Oberſt habe ſich ohne Widerſpruch gefügt, und nur gebeten, den Vorfall nicht 
dem Kaiſer zu melden. Ebenſo habe ein franz. Capitain in gleichem Falle 
gehandelt. — So weit wolle man jetzt aber gar nicht kommen, ſondern nur 
im Frieden eine Gleichſtellung von Civil und Militär erzielen. Der Disci⸗ 
plin und Autorität im Heere werde es nicht ſchaden, wenn daſſelbe dem all⸗ 
gemeinen Geſetz des Landes unterthan ſei. 5 

Abg. v. Forckenbeck verlieſt die vom Abg. Frech angezogene Cabinet3- 
Ordre, welche eine anderweitige Klaſſifikation der dem Militär ericht unter⸗ 
zuordnenden Perſonen, als die in Anlage A. des Militärſtrafgeſetzbuchs feſt⸗ 
ſtellte, für Heer und Marine einführt; dieſe Cabinets⸗Ordre ſei lediglich vom 
Kriegsminiſter unterzeichnet, obgleich die Militärgerichtsbarkeit zum Reſſort 
des Juſtiz⸗ und Kriegsminiſters gehöre. Er richte an den Juſtizminiſter und 
den Vorſitzenden des Staatsminiſteriums die Frage, wer die Abänderung 
eines Geſetzes ohne Zuſtimmung des Landtages vertreten konnte. Juſtiz⸗ 
miniſter Graf zur Lippe: Er müſſe ſich die Antwort ſo lange vorbehalten, 
bis er geprüft habe, ob wirklich eine Abänderung durch die Kabinets⸗Ordre 
berbeigeführt ſei, oder ob ſie nichts weiter enthalte, als die Regelung des 
Verhältniſſes der Marinebeamten. (Verwunderung.) Abg. v. Forckenbeck 
erwidert, daß die Ordre eine Ausdehnung des Militärgerichtsſtandes in Be⸗ 
zug auf die beim Militär kontraktlich beſchäftigten Handwerker enthalte. Abg. 
Immermann beſtätigt dies auch in Bezug auf die Marine; die Beank⸗ 
wortung dieſer reinen Rechtsfrage bedürfe keiner langen Prüfung. 

Die Discuſſion wird geſchloſſen. Der Berichterſtatter Aug. Schiebler 
rechtfertigt den Comm.⸗Antrag. Das Volk würde die Laſten der Militär⸗ 
Verwaltung, die gegenwärtig gefordert würden, weit eher tragen, wenn die 
Staatsregierung nicht den gerechten Forderungen des Landes ſo ſchroff ge⸗ 
genüberträte. — Bei der Abſtimmung wird das Amend. Reichenſperger ver⸗ 
worfen, der Comm.⸗Antrag mit großer Majorität (nur die Conſervativen 
und die Fraction Reichenſperget dagegen) angenommen. e 

Es folgt die Berathung des zweiten Petitionsberichts der Finanzkommiſ 
ſion. Zwei Petitionen aus dem Kreiſe Hagen enthalten Beſchwerden über 
das von der arnsberger Regierung bei Veranlagung der Klaſſenſteuer 
beobachtete Verfahren. Die Regierung hat Steuererhöhungen ohne Rückfrage 
bei der Einſchätzungskommiſſion und gegen deren Wiſſen einſeitig vorgenom⸗ 
men; Petenten behaupten eine ganz abnorme Ueberbürdung ihres Kreiſes; 
die Beſteuerung in den Städten Schwelm und Hagen betrage 15%, in den 
Landgemeinden 12% % des Einkommens; für 1861 find in den unteren 
Steuerklaſſen ohne Weiteres 900 Steuererhöhungen zvon 1 auf 2 Thaler vor⸗ 
genommen; letzteres hat das Finanzminiſterium bereits ſelbſtſtändig gerügt. 
Die Comm. erachtet einſeitige Steuererhöhungen durch die Bezirksregierung 
in den Grenzen des Geſetzes vom 1. Mai 1851 und des § 9 der dazu ges 
hörigen Inſtruction vom 8. Mai 1851 für durchaus geſetzlich; fie beantragt 
eine mit Rückſicht auf die vom Finanzminiſterium bereits bewirkte Remedur 
motivirte Tagesordnung. Abg. Harkort gegen dieſen Antrag der Comm. 
Nicht blos über die Höhe der Steuern, ſondern über die ungerechte Verthei⸗ 
lung führten Petenten Beſchwerde (Redner iſt auf der Journaliſten⸗Tribüne 
fait ganz unverſtändlich). Er beantrage, die Petition, in ſo weit ſie den An⸗ 
trag betreffe, daß die Anlegung der Steuerliſten den Geiſt und Sinn der 
Geſetze gemäß verfolgen möge, zur Berückſichtigung zu überweiſen. Abg. 
Kratz für den Commiſſ⸗Antrag: Den Satz, „unſer Steuerſyſtem iſt eine 
Schraube ohne Ende“, habe er früher für eine bloße Phraſe gehalten, ſeit er 
im Abg.⸗Hauſe ſei, habe er ſich von der Richtigkeit derſelben überzeugt. Die⸗ 
ſelbe werde aber nicht überall gleich ſcharf angezogen. Auch in ſeinem 
Kreiſe mache ſich dieſe Ungleichheit fühlbar (wie Redner durch Zahlen nad: 
zuweiſen ſucht). Wenn er hier in Berlin die Garde paradiren ſähe in ihrem 
chmucke, dann könne er ſich eines Gefühls von Wehmuth nicht erwehren 
bei dem Gedanken, wie im Lande die Koſten dafür aufgebracht würden. 

Abg. Becker (Dortmund) beantragt, das Harkort'ſche Amendement dahin 
zu fallen, die Petition, insbeſondere den Antrag ꝛc. der Staatsregierung 
zur en en zu überweiſen. 

Reg.⸗Commiſſar: Die Regierung könne ſich mit dem Harkort'ſchen 
und deſſen Unter⸗Amendement nicht einverſtanden erklären; daſſelbe enthalte 
eine ſchwere Anklage gegen die Regierung (und zwar nicht blos gegen die 
jetzige), die denn doch zu motipiren geweſen wäre und niemals weniger be⸗ 
gründet ſei, als in dieſem Falle. Das Verfahren der Bezirksregierung ſei 
von der Staatsregierung ausdrücklich gemißbilligt, die angebrachten Recla⸗ 
mationen berückſichtigt worden; damit ſei die Sache erledigt. 

Abg. Becker (Dortmund) gegen den Commiſſions⸗Antrag: Der Geiſt der 
Fiscalität lebe noch jetzt bei dem Landrathsamte des Kreiſes Hagen, und 
dieſem Geiſte entgegenzutreten, ſei der Zweck des Harkort'ſchen Antrages. 
Dieſe Ueberbürdung des Kreiſes Hagen ſei ſtehendes Thema in dortigen 
Blättern. Ein Dr, Reeſe habe 1856 84 Thlr. Einkommenſteuer gezahlt; ohne 
daß ſein Vermögen ſich geſteigert, ſei er 1857 auf 96 Thlr., 1859 auf 180 
Thlr., 1861, nachdem dieſelbe in Folge der Reclamation auf 144 Thlr. her⸗ 
abgeſetzt, auf 216 Thlr. erhöht worden. Danach richte ſich Schul: und Com⸗ 
munalſteuer, jo daß er von 2800 Thlr. Einkommen 18% Procent ſteuere. 
Die Sache ſei ſo weit gekommen, daß die Parteien, die Steuerzahler und 
der Landrath, ſich jetzt vor Gericht verfolgen. Daher ſei ein energiſches Ein⸗ 
greifen der Staatsregierung nöͤthig. 

Reg.⸗Commiſſar: Der Vorredner ſei der beſte Zeuge gegen den 
Harkort'ſchen Antrag; er behaupte ja ſelbſt, daß der Landrath und nicht 
die Staatsregierung jene Uebelſtände verſchulde. Den Zwiſt mit dem Land⸗ 
rath werde man doch nicht in das Haus der Abgeordneten hineintragen 
wollen. Jener Ueberbürdete zahle ja auch nicht Klaſſenſteuer, wovon die 
Petition handle, ſondern Einkommenſteuer, und ſei von der Genoſſenſchafts⸗ 
Commiſſion eingeſchätzt. : f 

Abg. Müllenjieren: Wenn man die Thränen ſehe, welche die Steuer 
bervorbringe, fo werde man von Mitgefühl bewegt und komme zur richtigen 
Einſicht. — Die Steuern würden höher, weil der Herr Kriegsminiſter uns 
unter das Säbelregiment beugen wolle. — — — Der Präſident bemerkt 
dem Redner, daß ſeine letzte Aeußerung nicht der Art geweſen, wie ſie im 
Hauſe gebräuchlich ſei. 

Auf eine Bemerkung des Abg. Harkort erwidert der Reg.⸗Commiſſar, 
daß die Regierung ſich gegen die Unterſtelung von unhaltbaren Motiven 
verwahren müſſe, denn die Bemerkung des Abgeordneten gehöre gar nicht 
bierher. Die Einſchätzung ſei im Jahre 1861 erfolgt, wo der Zuſchlag von 
25 pCt. noch nicht aufgehoben war. — Abg. Dr. Becker: Hätte er gewußt, 
daß die Staatsregierung den Landrath Förſter mit einem ſolchen Eifer ver⸗ 
theidigen werde, ſo würde er nicht verſucht haben, das Odium von der Re⸗ 
33 zu Arnsberg abzuwenden. — u Kühne: Bei den angeftellten 
Bergleihen dürfe man nicht vergeſſen, daß die Provinz Weſtfalen die ein⸗ 
zige ſei, in der keine mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte mehr exiſtirten. 

Bei der Abſtimmung wird der Commiſſions⸗Antrag angenommen. 

Die folgende Petition der Stadtverordneten der Stadt Hagen betrifft 
einen ganz ähnlichen Fall. Die Commiſſion beantragt hierbei: in der Er⸗ 
wägung, daß die Staatsregierung das Verfahren der Veranlagungsbebörden 
nicht gebilligt habe, daß aber ein Bedürfniß, die Befugniß der Bezirksregie⸗ 
rungen zu Steuererhöhungen noch weiter einzuſchreiten, als dies durch das 
Geſetz vom 1. Mai 1851 und die Inſtruction vom 8. Mai 1851 bereits ge⸗ 
ſchehen ſei, nicht anerkannt werden könne, Uebergang zur Tagesordnung. 
Das Haus genehmigt dieſen Antrag ohne Discuſſion. (Schluß folgt.) 

Berlin, 2. Sept. [Amtliches.] Se. Maj. der König baben 
allergnädigſt geruht: Dem Grafen Bernhard v. Schmettow zu Pom⸗ 
merzig im Kreiſe Kroſſen, dem fürſtlich Wittgenſtein'ſchen General⸗ 
Bevollmächtigten Friedrich Strauß zu Sayn, dem Beigeordneten, 
Gaſthofsbeſitzer Joſeph Nicolaus zu Polkwitz im Kreiſe Glogau, 
und dem Schullehrer und Chorrektor Ignatz Schneeweiß zu Grottkau 
den rothen Adlerorden vierter Klaſſe, dem Lederfabrikanten Wilhelm 
Gottlieb Seyfferth zu Naumburg an der Saale den königl. Kronen: 
Orden vierter Klaſſe, dem Gerichtsſchulzen Guſtav Kubail zu Pom⸗ 


merzig im Kreiſe Kroſſen, dem Lehn⸗ und Gerichtsſchulzen Gottfried 


— — . — ur 
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Hilſenitz zu Groß⸗Blumberg in demſelben Kreife, und dem Schul⸗ 
lehrer Auffenberg zu Döſſel im Kreiſe Warburg, das allgemeine 
Ehrenzeichen, ſo wie dem Ober⸗Feuermann Schreinert zu Königs⸗ 
berg in Preußen die Rettungs⸗Medaille am Bande; ferner dem Kreis⸗ 
Gerichts⸗Secretair Mitzlaff in Pyritz den Charakter als Kanzleirath 
zu verleihen. (St.⸗A.) 
Patent.] Dem Dr. Hermann Grüneberg — in Firma Vorſter 
u. Grüneberg — zu Kalk bei Deutz iſt unter dem 30. Auguſt 1862 ein 
Patent auf ein als neu und eigenthümlich erkanntes Verfahren zur Gewin⸗ 
nung von ſchwefelſaurem Kali aus dem ſtaßfurter Abraumſalze auf fünf 
ahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des preußiſchen 
taates ertheilt worden. 
[Vom Hofe) Se. Maj. der König haben nach neuern Nach⸗ 


richten beſchloſſen, länger in Doberan zu bleiben und gedenken erſt am 
11. d. M. von dort abzureiſen. 5 
Deutſchland. 

Kaſſel, 1 Septbr. [Der frühere kurheſſiſche Geſandte 
am Hofe zu Berlin,] Geheimer Legationsrath von Baumbach, 
iſt, wie die „Kaſſeler Ztg.“ berichtet, vom Iften d. M. an zur Die: 
poſition geſtellt worden. a 

Oeſterreich. 

Wien, 1. Sept. [Audienz des Präſidiums des Ju⸗ 
riſtentags.] Se. Maj. der Kaiſer hat die Präſidenten des Juriſten⸗ 
tages, Geh. Rath Wächter, Hofrath Bluntſchli, Generalprokurator 
Schwarze und Dr. Berger, geſtern Vormittags 10 Uhr empfangen 
und ſich gegen dieſelben auf das huldvollſte und freundlichſte ausge⸗ 
ſprochen. Se. Majeſtät drückte namentlich ſeine Befriedigung darüber 
aus, daß der deutſche Juriſtentag in Wien abgehalten wurde, äußerte, 
daß hoffentlich die deutſchen Juriſten freundliche Erinnerungen aus 
Wien mitnehmen werden, und ſprach zu dem Präſidenten Wächter fol⸗ 
gende bedeutſame Worte: „Ich bin zwar vor Allem öſterreichiſch, da= 
bei aber auch entſchieden deutſch und wünſche den innig⸗ 
ſten Anſchluß an Deutſchland!“ Der Kaiſer ſprach dieſe Worte 
mit Wärme und Nachdruck. Sodann ließ ſich Se. Majeſtät die drei 
Abtheilungs⸗Präſidenten noch insbeſondere vorſtellen. — Die Audienz 
dauerte ungefähr eine Viertelſtunde. 


Italien. 

Turin, 29. Aug. [Die Bewegung in Genua. — Die 
letzte Proklamation Garibaldi's.] Heute war die Stadt mehr 
als gewöhnlich durch die Nachrichten aus Genua alarmirt. Die offi⸗ 
ziellen Nachrichten ſind ſehr ſpärlich und beſchränken ſich auf die An⸗ 
deutung, daß geſtern Abend auf dem Platze Carlo Felice eine Zuſam⸗ 
menrottung ſtattgefunden, weil die Behörde eine neue Proklamation 
Garibaldis, welche von unbekannter Hand an die Mauern angeſchlagen 
war, herabreißen wollte. Es kam zwiſchen der bewaffneten Polizei⸗ 
mannſchaft und dem zuſammengerotteten Pöbel zum Handgemenge, 
wobei es Verwundungen gab. Die Aufrührer waren mit Dolchen be⸗ 
waffnet; mehrere Verhaftungen wurden vorgenommen, und bald war 
die Ruhe wieder hergeſtellt. So lauten ungefähr die ofſiziellen Be⸗ 
richte. Es ſcheint aber, daß die Sache viel bedenklicher war, weil noch 
in der Nacht das hier garniſonirende 67. Regiment nach Genua ab⸗ 
ging und heute auch das 68. dahin beordert wurde. Die umgehenden 
Gerüchte find hoͤchſt alarmirend; man ſagt, es ſei ein Angriff auf 
eines der äußeren Forts gemacht, die Inſurrektionen nehmen eine ſehr 
ernſte Wendung u. ſ. w. Natürlich iſt es unmöglich, dieſe Gerüchte 
zu kontroliren, die alle wahrſcheinlich erfunden oder böchſt übertrieben 
find, doch dürfte die größte Vorſicht von Seiten der Regierung nöthig 
ſein. — Die im vorſtehenden Briefe erwähnte Proklamation Garibal⸗ 
dis, die noch aus Catania, 24. Auguſt datirt iſt, lautet: 

Italiener! Mein Programm iſt immer noch daſſelbe; ich will, ſo weit 
es von mir abhängt, daß das Plebiscit vom 21. Oktober 1860 eine Wahr⸗ 
beit werde, daß der Pakt zwiſchen Volk und König zur vollen Ausführung 

elange. Ich beuge mich vor der Majeſtät Victor Emanuels, des erwählten 

önigs der Nation; aber ich bin eines Miniſteriums Feind, das nur dem 
Namen nach italieniſch iſt, das, der Diplomatie zu Gefallen, im Monat Mai 
die Verhaftungen und den Prozeß von Sarnico angeordnet hat, wie es heute 
den Bürgerkrieg im Süden hervorruft, blos um ſich die Geneigtheit des 
Kaiſers Napoleon zu ſichern. Ein ſolches Miniſterium kann und darf nicht 
länger ertragen werden. Es hintergeht den König und compromitirt ihn, 


wie es in der Proklamation vom 3. Auguſt geſchah. Durch ſeinen verſtock⸗ 


ten Munizipalismus treibt es zur Lostrennung der ſüdlichen Provinzen und 
verräth die Nation. Die Livree eines fremden Herrn darf für kein Mini⸗ 
ſterium unter uns einen Anſpruch auf Chre und Achtung geben. Als ich 
das ſicilianiſche Ufer betrat, ſtand dieſe hochſinnige Inſel auf dem Punkte, 
in Verzweiflung auszubrechen. Die neapolitaniſchen Provinzen, Jedermann 
weiß es, können nur durch erdrückende Militärmacht 2 werden. 
Liebe und gute Verwaltung ſollen die Einheit Italiens begründen. Die 
Munizipaliſten haben den entgegengeſetzten Weg vorgezogen. Sie haben Haß 
gefäet und in reichem Maße Haß geerntet. Die Wa nſinnigen! ſie wollen, 
ich weiß es, den Bürgerkrieg, um deſto leichter die Zukunft der Freiheit im 
Blute zu erftiden und auf dem Altare des Despotismus mohlgefällige Opfer 
u ſchlachten. Ich für meinen Theil werde nicht geſtatten, daß ſolche ver⸗ 
brecheriſche Plane zur Ausführung kommen. Möge die Formel des Plebiscits 
abermals Italien retten! Möge jede örtliche Sorge vor der großen Einheits⸗Idee 
zurücktreten! Mögen alle Herzen und denkenden Köpfe Italiens ſich einigen, 
um zu dem großen Ziele unſerer Wiedergeburt zu gelangen! Mögen Ge⸗ 
danke und That aller Patrioten ausſchließlich auf das römiſche Befreiungs⸗ 
werk gerichtet ſein! Später das Weitere! Nach Rom alſo, nach Rom! 
Erhebt Euch, Ihr Tapferen von 1848 und 1849: Auf, du feurige Jugend 
von 1859 und 1860! Herbei zum heiligen Kreuzzuge! Wir werden ſiegen, 
denn wir haben für uns die Vernunft, das nationale Recht und das allge⸗ 
meine Gewiſſen. Unſere Revolution hat große Hoffnungen in der Welt er⸗ 
weckt. Wir müfjeu fie mehr und mehr rechtfertigen. Ich bin überzeugt, 
das italieniſche Volk wird feiner Pflicht nicht untreu werden. Wollte Gott, 
unfere tapfere Armee wäre dann mit uns! Wenn ich etwas für's Vater⸗ 
land habe thun können, ſo glaubt meinen Worten. Ich bin entſchloſſen, in 
Rom als Sieger einzuziehen oder unter ſeinen Mauern zu ſterben. Aber 
wenn ich ſterbe, ſo bin ich überzeugt, Ihr werdet meinen Tod würdig rächen 
und mein Merk vollenden. Es lebe Jtalien! Es lebe Victor Emanuel auf 
dem Capitol! Catania, 24. Auguſt. G. Garibaldi. 


Frankreich. 
Paris, 31. Aug. [Die Antiitaliener in der Umgebung 
des Kaiſers. — Aus Orizaba. — Der Vicekönig von 


Egypten.] In Paris ſcheint man in der Umgebung des Kaiſers durch h 


den unerwarteten Erfolg der italieniſchen Regierung nicht angenehm 
überraſcht zu fein. Man hatte auf eine längere Dauer und größere 
Ausdehnung des Kampfes gerechnet. Jetzt erwartet man in Paris, 
daß Ratazzt und Durando auf Erfüllung früherer Verſprechungen 
dringen werden. Eine einfache Zuſammenſtellung der Namen und 
Meinungen wird aber genügen, um zu beweiſen, daß, ſo lange der 
Kaiſer nicht ſelbſt den feſten Entſchluß gefaßt hat, in Rom eine an⸗ 
dere Politik zu verfolgen, Italien von dieſer Seite wenig hoffen darf. 
Für Italien find folgende Mitglieder des Miniſter⸗ und Geheimrathes: 
Thouvenel, Perſigny, Fould, Rouher, Troplong, Morny und der Prinz 
Napoleon (falls derſelbe anweſend iſt); für den Papſt oder doch für 
den Status quo find: Walewski, Delangle, Randon, Chaſſeloup⸗Lau⸗ 
bat, Rouland, Baroche, Magne, Morlot und Vaillant. Billault iſt 
zweifelhaft, denn er hat ſich bald für und bald wider ausgeſprochen. 
Die Kaiſerin, welche dem Miniſterrathe beizuwohnen pflegt, iſt bekannt⸗ 
lich eifrig für den Papſt. Wenn alſo der Kaiſer nicht den Wunſch 
zu erkennen giebt, daß die Miniſter ſich für Italien günſtig ausſpre⸗ 
chen, ſo wird die Mehrheit auf Seiten des Status quo fein. — Der 
Kaiſer wird vermuthlich am Mittwoch feine Reiſe nach Biarritz an⸗ 
treten. Ob bis dahin ein Entſchluß in der italieniſchen Frage ge: 
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faßt ſein wird, ſteht dahin. — Das Lager von Chalons wird 
heute aufgelöſt. — Der „Moniteur“ ermäßigt heute die roſen⸗ 
farbenen Schilderungen, welche er geſtern aus Orizaba brachte. 
Er meldet nun, daß die beim Kriegs-Miniſter eingegange⸗ 
nen Depeſchen aus Orizaba vom Sten und 22. Juli „keine 
wichtige Einzelheit enthalten.“ Der „Moniteur“ fügt hinzu: „Es 
hat zwiſchen beiden Armeen ein Austauſch von Gefangenen ſtattgefun⸗ 
den; die nach Orizaba zurückgekehrten franzöſiſchen Offiziere ſprechen 
ſich lobend über die ihnen während ihrer Gefangenſchaft zu Theil ge⸗ 
wordene Behandlung aus. Seit dem Gefechte von Borrego hat der 
Feind keine Demonſtration gemacht, nicht einmal unſere Zufuhr wird 
ernſtlich beunruhigt; ihr langſames Vorangehen wird einzig durch den 
äußerſt ſchlechten Zuſtand der Wege veranlaßt. Der Geſundheitszuſtand 
der Truppen in Orizaba iſt fortwährend befriedigend. Man darf 
hoffen, daß in Veracruz das gelbe Fieber bald in die Periode der 
Abnahme treten wird; bereits nimmt man wahr, daß die Wiedergene⸗ 
ſungsfälle zahlreicher ſind.“ — Der Vicekönig von Egypten iſt abge⸗ 
reiſt, nicht ohne auf inſtändiges Bitten ſeiner Verehrer bei Nadar zu 
einer Photographie geſeſſen zu haben. Es hatte viel Ueberredung ge⸗ 
koſtet, ihn dazu zu bewegen. 
Ruf lan d. 

O Warſchau, 1. Sept. [Ankunft mehrerer Mitglieder 
der kaiſerl. Familie. — Förderung des Arbeiterſtandes 
und der Zuden-Gmancipation. — Die angebliche Ver⸗ 
giftung Wielopolski's.] Geſtern gegen Abend iſt der Großfürſt 
Nikolaus Konſtantynowicz mit noch zwei andern Mitgliedern der kaſſerl. 
Familie hier angekommen. Der Großfürſt⸗Statthalter und Markgraf Wie: 


Defterr. Bank-⸗Antbeile 730. Oeſterr. Credit⸗Aktien 19344. Neueſte öfterr. 
Anleihe 711. Oeſterreich. Eliſabet⸗Bahn 120%. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 30. 
Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 128%. 

amburg, 2. Sept., Nachm. „ Uhr 30 Minuten. Matte Stimmung. — 
Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 64. Oeſterr. Crevit⸗Aktien, 82. Ver⸗ 
einsbank 101%. Norddeutſche Bank 98%. Rheiniſche 95. Nordbahn 644. 
Disconto 2%. Wien 97, 50. Petersburg 30%. 

Hamburg, 2. Sept [Getreidemarkt.] Weizen loco flau, ab aus⸗ 
wärks ſehr flau. Roggen !oco unverändert, ab Königsberg pr. Herbſt 81, 
pr. Frühjahr zu 76 zu haben und ganz geſchäftslos. Oel pr. Oktbr. 30%, 
pr. Mai 28%. Kaffee ruhig. 

Liverpool, 2. Septbr. [Baumwolle.] 8,000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe ſteigend. Orleans Middling 30. € 


Berlin, 2. Sept. Die Realiſirungen, deren Eintritt ſchon geſtern ſich 
in den unzweideutigſten Symptomen ankündigte, traten heute in noch er⸗ 
kennbarerer Weiſe auf. Hand in Hand mit ihnen ging jedoch heute eine 
große Geihäftsluft. Die revolutionären Zuckungen in der italieniſchen Be⸗ 
völkerung, über welche die heutigen Telegramme berichten, machen die Käu⸗ 
fer zurückhaltend, und in der That liegt Grund genug vor, die nächſte Ent⸗ 
wickelung der Zuſtände und beſonders auch die diplomatiſche Conſtellation, 
wie fie ſich nach der Unterdrückung der Garibaldiſchen Bewegung in Betreff 
der römiſchen Frage bilden wird, abzuwarten. Für alle Effecten, beſonders 
aber alle öſterr., überwog Verkaufsluſt, Courſe waren daher gedrückt, die 
Stimmung matt und zurückhaltend. Die inländiſchen guten Actien, für die 
allerdings ſchon von vornherein in der italieniſchen Kriſis kein Grund gele⸗ 
gen hat, zu weichen, blieben meiſt feſt, nur gegen manche allzu heſtige Stei⸗ 
gerung der geſtrigen Börſe (bei potsdamer Eiſenbahn⸗Aktien z. B.) gab die 
heutige ein häufig Procente betragendes Correctiv. (B.⸗ u. H.⸗3.) 


Berliner Börse vom 2. September 1862. 
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Fonds- und Geld- Course. SE 
Oberschles. B...| 7431, 1143% br. 
dito G. 


Freiw. Staats-Anleihe4½ 01% G. 
2 40 993%, bz. 


N * ‘+ | Staats-Anl. v. 1850, 52 36½ be. 
lopolski, welche zum Empfange der hohen Gäſte ſich begaben, waren mit Stadt 6 65, 56, 57 4% lo 20% Dr. dio, . 7% 6 100% ba 
ungeheurer Escorte umgeben. Auch Graf Keller, unſer Miniſter des Innern, dito 1— ’ 10 Dr dito Prior B...| — 6% = — 
2 2 fl FEB: ie 2 0 1 1 9 TI 
iſt geſtern hier angekommen und hat heute bereits feine Function angetre: | staats-Schula-Sch. ... 34 190% bz dito Prior S. — 4 00% 8 
en a i Präm.-Anleihe v. 1855|31, 1125 bz dito Prior E. . — 3% 844 
ten. Zu Ehren der fürſtlichen Gäſte ſollte heute im Hoftheater zu | Barter Stadt. Gl 46 103% bz A a, Ka th u% ba. 
h Oppeln-Tarnow. 


Lazienki in der ſogenannten Pomeranszarnia eine Vorſtellung ſtattfin⸗ 


A „ 50 bz. 
dito dito 4 |101 Prinz-W. (St.- V.) ni 4 84% B. 


den, die aber, laut heutiger Bekanntmachung im „Dziennik powszechny“ 2 rommersche . 4% 914 ba. END * 
auf morgen verlegt iſt. Ferner macht dieſes Blatt bekannt, DaB DIE 2 1 Ale mBe ren 104% ig dito (St.) Pr. . — | 4 |101 bz 

im k. Schloß zur Herflellung einer Wohnung für den Großfürſten vor⸗ 5 to . . . %% K. ee 
zunehmenden und noch vor Eintritt des Winters zu beendigenden Ne: |“ [schiesisehe....... 81,8 6, eee e 
paraturen auf Wunſch deſſelben aus freier Hand (abweichend alſo von] 2 Par ehe 4 1000 be Starg-Posener.. | 4 3% 173% br 
dem bisherigen ruſſiſchen Syſtem der Licitation) vergeben werden follen. | # — AR be Er 
Es ſollen dabei einheimiſche Handwerker den Vorzug haben, und were | E Werte u. Nhe Kind m dito Brior .... | = | 414 7 
den daher 20 Profeſſionen aufgezählt, die erforderlich find. Es ſoll] 2 Sseheleche . 100% 6 dito Prior St. | — 10 924, B 
dieſes augenſcheinlich mit ein beruhigendes Mittel für den Ar⸗ TLonlsdor anansaneen 5 F 
beiterſtand ſein. Auch macht das amtliche Blatt bekannt: in Goldkronen ......... Preuss. u. ausl., Bank-Aetien. 
weiterer Ausführung des Ukaſes vom sten Juni, in Betreff Ausländische Fonds. — 


Oesterr. Metall 


55%, bz. u. B. 
dito 54 r Pr.-Anl. 71 B. 


Berl. K.-Verein 53 
Berl. Hand.-Ges. | 5 
Berl. W.-Cred.-G.| — 
Braunschw. Bank 4 
Bremer „ 5 
Coburg. Credit A 3 
Darmst. Zettel-B.| 85 
Darmst. Credb.A.) 5 
55 Dess. Creditb. A.“ — 
Disc.-Cm.-Authl. 6 
Genf. Creditb. A“ — 

5 


der Berechtigung der Juden, hat die Commiſſion des Innern 
im Auftrage des Adminiſtrationsraths die Aufhebung einiger für Ju⸗ 
den beſtehende Beſchränkungen im Bereich des Handels und der In⸗ 
duſtrie angeordnet: 1) daß die Juden in Ausübung von Handwerken 
keinen anderen Vorſchriften als die anderer Einwohner unterliegen dür⸗ 
fen, ſie müſſen alſo zu den Wahlen des kaufmänniſchen Ver⸗ 


dito neue 100 fl. -L. 
dito Nat.-Anleihe .. 
dito Bankn. n. Whr. 
Russ.-engl. Anleihe .. 
dito 5. Anleihe .... 
dito poln. Sch.-Obl. 
Poln. Pfandbriefe 
dito III. Em. . . . 
Poln. Obl. à 500 FI. 


69 bz. 
654643, 665 bz. 
79½ bz 

94½ 6. 
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bandes ſowie der Zünfte zugelaſſen werden, und ſind als Vor⸗“ dito 4 200 kl. 5 4% B Gerdes Rau. 53 — 
geſctzte in denſelben wählbar. Sie können Geſellen freiſprechen do a 200 Fl. — A 05 Hamb. Nord. Bank] 5 4 197 
8 1 5 Poln. Banknoten ..... — 187%, bz. Ver.-Bank| 5% 1011, dc. 
u. u. w.; 2) gehören fie zu den Wählern für die Handels- Kurhess. 40 Thir. — 577 B. Hainov. „ 4% 4 100 b. 
Tribunale und konnen als Richter wie auch als Räthe an der Bank — ... [Bin B Leipziger „io 4 0 ee 
uxembrg. „ | 10 7 N 8 bz. u. It 
9 8. 


gewählt werden. — Die in ausländiſchen Zeitungen gemeldete Nach⸗ 
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Magd. Priv. „4 a 
richt, daß Wielopolsfi vermittelt eines Briefes vergiftet worden fein ei K, er deer 94 m. 
ſollte, iſt ungegründet. ) Vexanlaſſung zu der Nachricht gab ein N %% % 22 be. Oester.Oreditb.A. 7 S483 ½ 483 ba 
Kopfſchwindel, den der Markgraf, vermuthlich in Folge ſeiner raſtloſen Amst.. Rotterdam 5 i . Freue. N. Kan 4004 BR bu. 
Arbeit, am vergangenen Montag empfand, worauf er aber Abends! werinAuhalter 8% 4 lh . Thüringer Bank 248 @. 
viele Gäfte bei ih aufnahm und ganz heiterer Stimmung war, wäh: | BarlinHambıre | 5 4 us 8. Yerk. fehl. || Weimar. Bank.. | 4" 4 1822 6. 
rend man ihn in der Stadt gefährlich krank wiſſen wollte. Berlin-Stettiner . | 4 [120 b= Wechsel - Course. 

Die Verwaltung des Einquartierungsweſens der Stadt, früher vom . % 11 1 N 
Magiftrar abhängig, iſt zur Zeit Paskiewicz' einer beſonderen F — hit 5 She = 1 
miſſion übergeben und jeder Controle entzogen worden. Eine Reihe | Maed-Halberst. 22% 4 1322 6. London ’ 
von Mißbräuchen und Prellereien waren die Folge dieſer Aenderung. e e 585 2 


. 441 bz. 
Mecklenburger. 27% 4 61 2614610 ba. 
Münster-Hammer| 4 | 4 98 B. 
Neisse-Brieger .. | 342) 4 183% bz. 


Jetzt ift, wie bekannt gemacht wird, die Sache wieder den ſtädtiſchen 
Behörden überwieſen worden. 


Es war eine der „Sternzeitung“ gewordene Mittheilung, welche wir ſo⸗ 
fort bezweifelten. Die Red 


99%, br. 
56. 26 b 
bz. 


z. 

97 3M. 97 be. 
87% ba. 

109% bz. 


Berlin, 2, Septbr, Weizen loco 65—79 Thlr. nach Qualität 
gelber galiziſcher 72 Thlr. ab Bahn bez., bunter ‚Re 75 - Thlr. dito. 
— Roggen loco galiz. 49—49 % Thlr. ab Bahn bez., 81. —Seyfd. alter 
50% 51 Thlr. ab Kahn bez., ſchwimm. eine Labung 81—82pfd. 50% Thlr. 
A5 Septbr. und Septbr.⸗Oltbr. 50 — 4% Thlr. bez., Br. und Gld., 
Oktbr.⸗Novbr. 49% — 4 7 Thlr. bez. und Br., 49% Thlr. Gld., Nopbr.⸗ 
Dezbr. 84 —y— 4 Thlr. bez. und Br., 48% Thlr. Gld., Frübjahr 46% 
—47 Thlr. bez. und Br., 46% Thlr. Gld. — Gerſte, große und kleine, 
37—42 Thlr. pr. 1750 Pfd. — Hafer loco 22—25 Thlr., grauer ſchleſiſcher 
23% Thlr. ab Bahn bez., Lieferung pr. Septbr. uno Septbr.⸗Oktbr. 23%, 

% bez., Oltbr.⸗Novbr. 23% Thlr. bei, Nopbr.⸗Dezbr. 23% Thlr. 
bez., Frühjahr 237 — % Thlr. bez. — Erbſ 
waare 50—56 Thlr. — Winterraps 98—104 Thlr. — Winterrüb⸗ 
fen 98—104 Thlr. — Rüböl loco 14% Thlr. Br., Septbr. 14% Thlr. 
bez., Septbr.⸗Oktbr. 14 1 — ½ Thlr. bez. Oktbr.⸗Novbr. 14 / % Tülr. 
bez., Novbr.⸗Dezbr. 14 —. , Thlr. bez., Dezbr.⸗Jan. 14½ Thlr. Br., 
dan AUT, Gld., April-Mai 14%, Thlr. bez. und Gld., 14% Thlr. Br. — 

eindl loco 14% Thlr. — Spiritus loco ohne Faß 18% —% Thlr. 
bez., mit Faß 18% Thlr. bez., Septbr. und Septhr.⸗Oktbr. 18 / — 
Thlr. bez. und Gld., % Thlr. Br., Oktbr.⸗Novbr. 17% — % Thlr. bez. 


4414 d 
N. Schl. Zweigb. | 1½ 4 75½ bz. Frankfurt a. M. 
34 66½ Anf. à 66 bz. Petersburg .. 
— Warschau 
Bremen 
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dito Prior ....| — 4% — 
Oberschles. A...| 7% 305 166%, bz. 


Görlitz, 2. Sept. [Städtetag.] Die Vorträge am erſten 
Tage dauerten von 9 Uhr Vormittags bis Nachmittags 3% Uhr. 
Eröffnet wurde die Verſammlung durch eine Anſprache des Herrn 
Ober⸗Bürgermeiſters Elwanger, worauf die Wahl des Vorſtandes 
folgte, deſſen Mitglieder wir bereits geſtern angeführt haben. Eine 
lebhafte Debatte rief die Errichtung einer Wittwen⸗Penſions-⸗Anſtalt für 
Communalbeamte und Lehrer der ſchleſiſchen Städte bervor. Die Vor⸗ 
lage wurde mit einigen Abänderungen angenommen. — Nach 4 Uhr 
haben ſich die Abgeordneten an verſchiedene Punkte der Stadt begeben. 
Zunächſt zur Petrikirche, von da zum ſtädtiſchen Arbeitshauſe, dem 
Gymnaſium, dem Park, dem Stände und Blockhauſe. Abends 9 Uhr 
ward ihnen die Sternwarte geöffnet. — Heute ging die Verſammlung 
auf Berathung und Beſchlußfaſſung einer von den ſchleſiſchen Städten 
zu gründenden Hypothekenbank über. Referent in dieſer Angelegenheit 
war Herr Ober⸗Bürgermeiſter Elwanger aus Breslau. Nachmit⸗ 
tags in der vierten Stunde fand der Ausflug auf die Landeskrone 
ſtatt. Für den Abend ift ein gemeinſchaftliches Souper im Societäts⸗ 


Saale anberaumt. (Tagebl. und Gld., 17% Thlr. Br., Nopbr.⸗Dezbr. und Dezbr. Jan. 17% — 7% Thlr. 
— bez. mb SR, 4 Ah. Br, Arie be wiede . b Wer 

ternwarte. Weizen matt. Roggen loco diſponibple wurde für den Conſum und zu 

2. Sept. 10 U. Abds 7 5 en SO. 1 Heiter ante Einiges ee u w ae feſt MR „Biber 

2, . 10 uU. 2 8, 75 he iter. unterlagen alsdann einem reichlichen Angebot und ſchließen matt. Gekündigt 

3. Sept. 6 U. Morg.] 27 7,57 | +10,6 | Sd. J. | Heiter. Chr. Hafer loco und Termine niedriger Gekündigt 4800 Ctnr. = 


tand. Rüböl in Folge der auswärtigen höheren Berichte machten ſich neuerdings 
Breslau, 3. Sept. Dieren ss 2 8. unterpegel: — F. 7 g. 5 Abgeber knapp, und wurden von Benbthigten beſſere Preiſe angelegt. — 

Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 2. Sept., Nachm. 3 Uhr. 


e Breslau, 3. Septbr. Wind: Oſt. Wetter: ſchön. Thermometer 
nne 11° Wärme. Der Waſſerſtand der Oder fällt andauernd. Die Zus 
uhren bei Getreide ſind gegenwärtig nicht belangreich, Kaufluſt zeigte ſich 
jedoch nur für beſſere Roggenſorten, wogegen Weizen, Gerſte und Hafer we⸗ 
„nig Beachtung findet. 2 

Für Weizen zeiten ſich Käufer ſehr zurückhaltend; pr. 85pfd. weiter 
75 — 86 Sar., gelber 75 — 84 Sgr. — Roggen beſſer beachtet; pr. Sapſd. 
52 — 54 — 56 —59 Sgr. — Gerite flau; pr. 70pfd. 38 — 39½ Sgr. — 
Hafer flau ; pr. 50pfd. ſchleſiſcher 23.24% Sgr. Ggaliziſcher 22.23 Sgr.). 
— Erbſen und Widen ohne Geſchäft. — Rapskuchen 51—54 Sgr. 
Oelſaaten fefter, feinſte Sorten über Notiz bez. — Schlaglein ruhig. 

Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 


4 proz. Rente 97, 75. 

„ proz. Spanier —. Silber Anleihe —. Oeſterr. Staats⸗ 

Eiſenbahn⸗Attien 476. Credit⸗mobilier⸗Aktien 867. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 

608. Oeſterr. Credit⸗Aktien —. 
London, 2. Sept, Nachm. 3 Uhr. 


London, 2. Sept. Der Dampfer „City of Baltimore“ iſt aus New⸗ Wei ; 7887 Wi 3. — 
vork eingetroffen. Nach Berichten pr. Cap Race war in Newyork am 26. d. ee 79485 eat 7 e Sad i150 en, 
Gold⸗Agio 15%, der Wechſel⸗Cours auf London 127, Fonds waren ſteigend. Ro er Weizen 525559 S glag Fein a TR. . 55 
Wien, 2. Septbr., Mitt. 12 Uhr 30 Min. Feſte Haltung. Sproz. Ger ens Rem inter. Kr BR a 
Meat, 70, 80. ep Metal, 62, 80. Bant:ien eee ee - 2-28 Wine lee 198-218-208 
194, 30. 1854er Looje 89, 75, National⸗Anleihe 82, 50. Staats⸗Eiſenb.⸗ Erben 45—50—54 Sommer⸗Rübſen. .. 190—205—216 


Aktien⸗Cert. 245, — . London 127, 30. Hamburg 
94, 80. Paris 50, 30. Gold —, —. Silber . Böhmiſche Weſtbahn 
ir. 50, 1 Eiſenbahn 281, —. Neue Looſe 131, —. 1860er 
doſe 91, 20. 5 
Frankfurt a. M., 2. Sept, Nachm. 2 Uhr 30 M. Oeſterr. Effekten bei 
belebtem Geſchäft etwas matter. Schluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Berbach 
138. Wiener Wechſel 92%. Darmſt. Bankaktien 22444. Darmſt. Zettel: 
bank 249. 5prz. Metall. 54%, 4 prz. Met. 48%. 1854er Looſe 68%. 
Oeſterr. National⸗Anleihe 6324. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Attien 227, 


n 
Kleeſaat wenig Geſchäft, rothe 8—10— 11414 Thlr., weiße 9 bis 
16% Au, neue 14—17% Thlr., bochfeine bis 19 Thir. 
Rartoffeln pr. Sad & en Sgr., Metze 4—1 7 Sgr. 
e. 
Spiritus pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco und Termine 17 Thlr. 
bezablt und Brief. 
Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein in Breslau. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


en, Koch⸗ und Futter⸗ 


